
 

 

Helmut Donat-Freiherr von Bothmer 

(Leiter des Donat Verlages, Bremen) 

Borgfelder Heerstraße 29 

28357 Bremen 

Prof. Dr. Wolfgang Schlott 

(Präsident des EXIL-PEN 

Deutschsprachiger Länder, Bremen) 

Außer der Schleifmühle 27, 28203 Bremen 

 
 

 
O F F E N E R  B R I E F 

an den Minister des Auswärtigen 

der Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Dr. Frank-Walter Steinmeier 

 

                     18. Mai 2016 

 

Sehr geehrter Herr Minister Steinmeier, 

 

es empört uns, wie seit über einem Jahr im Deutschen Bundestag die Anerkennung des Geno-

zids am armenischen Volk sowie an den aramäisch-sprachigen und griechisch-orthodoxen 

Christen thematisiert wird. Sie selbst haben gegenüber der „Süddeutschen Zeitung“ von „Völ-

kermord“ als einem möglichen Begriff gesprochen. Auch hat das Europäische Parlament die 

türkische Regierung erneut aufgefordert, die Gräueltaten an den Armeniern im Osmanischen 

Reich als Völkermord anzuerkennen. Ebenso Papst Franziskus. Des Weiteren hat es Bundes-

präsident Joachim Gauck als Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland in seiner Rede 

vom 23. April 2015 im Berliner Dom getan. Wir bitten Sie, einfach seinem Beispiel zu folgen. 

Wer oder was drängt Sie, hinter diese historische Einsicht und moralische Bewertung zurück-

zufallen? Die Regierung oder der mit Ihrem Amt verbundene Apparat, der sich in der Arme-

nien-Frage stets an die Seite der offiziellen Türkei gestellt hat? 

Als Politiker und Bundesaußenminister sind Sie nicht nur verantwortlich für das, was Sie tun, 

sondern auch für das, was Sie verhindern oder in Ihrem Namen verhindert wird. Das Auswär-

tige Amt macht sich unglaubwürdig, wenn es weiter gegen die Anerkennung des Völkermor-

des an den Armeniern durch den Deutschen Bundestag votiert. Statt der seit langem von der 

historischen Forschung aufgedeckten Wahrheit zu folgen und die Würde der Opfer und Über-

lebenden zu achten, befleißigen Sie und Ihr Amt sich, das Bestreben der türkischen Regierung 

unterstützend, den Genozid zu leugnen. 

Sie begeben sich damit in den Dunstkreis einer Tradition, die an monarchistische Denkweisen 

und Methoden erinnert. Ihre Haltung und die Erklärungen des Auswärtigen Amtes muten an 

wie jener realpolitische Zynismus, den etwa Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg 

an den Tag gelegt hat. Als der deutsche Botschafter Graf Paul Wolff-Metternich zur Gracht 

ihn im Dezember 1915 aufforderte, endlich gegen die Armenier-Massaker des türkischen Ver-

bündeten vorzugehen, antwortete er: „Unser einziges Ziel ist, die Türkei bis zum Ende des 

Krieges an unserer Seite zu halten, gleichgültig ob darüber Armenier zu Grunde gehen oder 

nicht. Bei länger andauerndem Kriege werden wir die Türken noch sehr brauchen.“ 

Die Motive Ihres Amtes beruhen erneut auf so genannten übergeordneten Gesichtspunkten – 

eine Haltung, die sich wie folgt umreißen lässt: „Unser Ziel ist es, die Türkei als Bündnispart-

ner sowie bei der Lösung der Flüchtlingskrise an unserer und europäischer Seite zu haben, 

und deshalb können wir nichts für die Anerkennung des Völkermordes an den Armeniern 

tun.“ 
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Seit 1915 hat das deutsche Kaiserreich die Wahrheit über die systematische Ausrottung des ar-

menischen Volkes unterdrückt, aus Rücksichtnahme auf die Türkei die Hände in den Schoß 

gelegt, deutsche Bürger, die das Volk über das grausame Geschehen aufklären wollten, diffa-

miert, verfolgt, kaltgestellt und die Mitverantwortung dafür bestritten. Harry Stürmer, 1915/16 

als Korrespondent der Kölnischen Zeitung in Konstantinopel tätig, bezeichnete das deutsche 

Verhalten 

1. als eine „bodenlose Feigheit“, hätte man doch die „Beachtung der allereinfachsten 

Grundsätze der Menschlichkeit“ durchsetzen können; 

2. als eine „Gewissenlosigkeit“ – wegen des „Zusehens, wie Leben und Besitz, Wohlbe-

finden und Kultur von Hunderttausenden geopfert wurden“, statt „höchst energisch aufzu-

treten“, 

3. als eine „kurzsichtige Dummheit“, zumal Deutschland in einer „siegreichen, völlig ver-

türkten Türkei nichts mehr zu sagen haben würde, nicht einmal rein wirtschaftlich.“ 

Das Auswärtige Amt ließ damals nichts unversucht – vor und nach 1918 –, um Stürmer als 

„Renegaten“ zu brandmarken. Setzen Sie sich ab, sehr geehrter Herr Minister, von dieser ver-

hängnisvollen Tradition, zugunsten der türkischen Regierung die Wahrheit zu vertuschen, und 

rehabilitieren Sie die einst von deutschen Behörden verfolgten Armenienfreunde! 

Für den Nachweis der Schuld der jungtürkischen Regierung und die erhebliche Mitverantwor-

tung Deutschlands an dem geplanten und feigen Völkermord an den Armeniern gibt es genü-

gend Dokumente im Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes (die seit vielen Jahren im In-

ternet unter www.armenocide.net einsehbar sind). Sie brauchen sich z.B. nur die hundertfa-

chen Berichte des deutschen Konsuls Walter Rößler aus Aleppo oder die Depeschen anderer 

Amtsträger vor Augen zu führen. Statt sich an diesen Zeugen und Zeugnissen zu orientieren 

und sie zu Ihrer politischen Richtschnur zu machen, sind Sie nicht einmal davor zurück-

geschreckt, den Holocaust an den Juden in Anspruch zu nehmen für Ihr Schweigen zum 

Genozid an den Armeniern, wenn Sie behaupten: Wer vom Genozid an den Armeniern spre-

che, relativiere den Mord an den europäischen Juden. In Wirklichkeit ist es umgekehrt. Sie re-

lativieren den Völkermord an den Armeniern, indem Sie den Holocaust zum Vergleich heran-

ziehen. Ist Ihnen bewusst, dass Sie damit einer perfiden Verdrehung der Fakten Vorschub leis-

ten? Ihre Art, wie Sie mit der Vernichtung eines christlichen Kulturvolkes und einem Verbre-

chen umgehen, das nach Erinnerung und Versöhnung schreit, ist beschämend. 

Unter Verweis auf die historischen Fakten erwarten wir von Ihnen – ähnlich wie es das Parla-

ment Österreichs im April 2015 getan hat – eine Erklärung, die ohne Ausflüchte, Verklausu-

lierungen und ohne Verweis auf ethnische Säuberungen, Massenvernichtungen, Vertreibun-

gen und andere Völkermorde die Verbrechen an Armenien von 1915/16 als Genozid anerkennt 

und verurteilt. Ebenso erwarten wir von Ihnen ein klares Bekenntnis zur deutschen Mitverant-

wortung an dem osmanischen Völkermord, zumal das Hohenzollernreich mit dem Osmani-

schen Reich verbündet war, die verantwortlichen Politiker über die Geschehnisse genau infor-

miert gewesen sind, aus machtpolitischen Erwägungen geschwiegen und die Verbrechen billi-

gend in Kauf genommen haben. 

Die Anerkennung des seriellen Völkermordes an insgesamt über drei Millionen osmanischen 

Christen – davon nach Schätzung der deutschen Botschaft Konstantinopel vom Oktober 1916 

anderthalb Millionen Armenier – ist nicht zuletzt eine Frage der Moral, die seit 1915 von deut- 
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schen Regierungsvertretern mit Füßen getreten worden ist. Indem Sie, das Bundeskanzleramt 

sowie die Fraktionsvorsitzenden der Großen Koalition (letztere noch bis Februar 2016) einer 

türkischen Staatsdoktrin nachgeben und dabei Gründe vorschieben wie „ungünstig“, „nicht 

zeitgemäß“ etc., verhalten Sie sich nicht besser. 

Es kann nicht darum gehen, mit dem Finger auf die Türken zu zeigen. Niemand der heute Le-

benden ist für die Bluttaten von 1915/16 verantwortlich. Aber die Würde des Menschen zu 

achten, gilt ebenso für die Vergangenheit wie für Gegenwart und Zukunft. Und sich von Ver-

brechen der Vergangenheit rückhaltlos zu distanzieren, ist ein Gebot an alle den Verbrechen 

nachfolgenden Generationen. Der bedeutende liberale türkische Politiker Midhat Kemal Bei, 

einst Chef der liberalen Partei und Enkel von Ahmet Schefik Midhat Pascha, des so genannten 

„Vaters der ottomanischen Konstitution“, erklärte im Januar 1918 in einem Aufruf zu den blu-

tigen Ereignissen der Jahre 1915 und 1916: „Zur Rechtfertigung aller dieser Verbrechen hat 

die türkische Regierung mehr als eine Broschüre voll zynischer Verlogenheit gegen die Ar-

menier veröffentlichen lassen. Denn nach all diesem Mord an Frauen und Kindern war es not-

wendig, alle möglichen Anklagen gegen das unglückliche armenische Volk zu erfinden. Zu-

gegeben, dass es auch unter den Armeniern einige gab, die sich Vergehen schuldig gemacht 

haben; dann wäre es Pflicht der Regierung gewesen, sie ausfindig zu machen und nach den 

Gesetzen des Landes zu bestrafen. Jedoch wegen einiger weniger Revolutionäre – wenn es 

überhaupt welche gab – mehr als eine Million friedlicher, sich ihrer vollkommenen Unschuld 

bewusster Bewohner und Mitbürger einfach zu ermorden oder zu deportieren, zu plündern und 

dann abzuschlachten, das ist eine Tat, die mit keinen Worten zu bezeichnen ist und die wir li-

beralen und wahrhaft patriotischen Türken in tiefster Seele verdammen, die auch unsere mo-

hammedanische Religion aufs Allerenergischste verurteilt.“ (Zitiert nach der Rede des USPD-

Abgeordneten Hugo Haase im Deutschen Reichstag vom 22. März 1918) 

Es bleibt ein alarmierendes Zeichen, wenn der damalige türkische Regierungschef Recep Tay-

yip Erdoğan – wie im März 2010 geschehen – im Zusammenhang mit neuen Resolutionen 

über den Völkermord damit drohte, 100.000 Armenier aus der Türkei auszuweisen, mit ande-

ren Worten: erneut zu vertreiben. Und was hat die deutsche Regierung darauf erwidert? Sie hat 

getan, was sie in solchen Situationen immer tut: sie schweigt zur Ankündigung solchen Fre-

vels – aus Rücksichtnahme auf den türkischen Partner.  

Wir erwarten von Ihnen und der deutschen Regierung, dass Sie die Türkei zu einer Erklärung 

auffordern, die den Schutz der armenischen Minderheit garantiert – unabhängig davon, ob in 

anderen Ländern Resolutionen verabschiedet werden oder nicht. Es ist nicht akzeptabel, dass 

die türkische Regierung ihre Interpretation von Geschehnissen, die über hundert Jahre zurück 

liegen, zum Anlass nimmt, eine Minderheit in ihrem Land mit Daumenschrauben zu 

behandeln und droht, Menschen zu bestrafen, die sich nichts zu Schulden haben kommen 

lassen. Solche Methoden haben in der Europäischen Union nichts zu suchen. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Ereignisse in der Türkei, wo das freie Wort verboten, un-

abhängige Journalisten von dem autokratisch regierenden Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan 

verfolgt, angeklagt und ihrer Freiheit beraubt werden, geht es umso mehr darum, jedwedem 

Versuch, dem deutschen Parlament die Lesart von Präsident Erdoğan aufzuerlegen, die Unab-

hängigkeit und die Freiheit eines demokratischen Gemeinwesens, das sich der Wahrheit ver-

pflichtet weiß, entgegenzustellen. 
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Zu viele deutsche Regierungen haben geschwiegen oder sich herausgeredet, wenn es darum 

ging, den Opfern Gerechtigkeit widerfahren zu lassen und die Täter beim Namen zu nennen. 

Weisen Sie bitte die Geschichtsfälschung der türkischen Regierung und der ihr willig dienen-

den „Historiker“ und „Wissenschaftler“ zurück, die sich nicht scheuen, Opfer und Täter zu ver-

tauschen und grausame Henker zu Opfern zu stilisieren! Sorgen Sie bitte dafür, dass das Aus-

wärtige Amt endlich aufhört, eine auf internationaler wissenschaftlicher Forschung längst er-

kannte Wahrheit weiter zu beugen! Leisten Sie bitte mit der Anerkennung des Genozids an den 

Armeniern und anderen christlichen Mitopfern sowie der Anerkennung deutscher Mitschuld 

einen Beitrag dazu, die Gerechtigkeit wiederherzustellen und eine bis heute offene Wunde zu 

schließen! 

Mit freundlichen Grüßen, 

 
 

 

Helmut Donat-Freiherr von Bothmer 

(Leiter des Donat Verlages, Bremen)* 

Prof. Dr. Wolfgang Schlott 

(Präsident des EXIL-PEN 

Deutschsprachiger Länder, Bremen) 
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* Im Donat Verlag ist 1986 die im Auftrag des Auswärtigen Amtes von Johannes Lepsius 1919 herausgegebene Akten-
publikation „Deutschland und Armenien 1914-1918“ neu erschienen (inzwischen vergriffen). Donat ist der bislang einzige 
Verlag im deutschsprachigen Raum, der sich seit 1984 systematisch mit dem Genozid an den Armeniern befasst. (www.donat-
verlag.de – Stichwort „Armenien“) 


